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Pers.Nr.    
Betreff:  Amtsangemessene Alimentation / Versorgung im Haushaltsjahr 2022 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
Beamte haben Anspruch darauf, dass ihre Besoldung entsprechend den allgemeinen wirtschaftlichen 
und finanziellen Verhältnissen und unter Berücksichtigung der mit den Dienstaufgaben verbundenen 
Verantwortung regelmäßig angepasst wird. Dadurch soll dem Grundsatz der amtsangemessenen 
Alimentation Rechnung getragen werden, welcher dem Beamten die rechtliche und wirtschaftliche 
Unabhängigkeit sichern und einen seinem Amt angemessenen Lebenskomfort ermöglichen soll. 
Das Bundesverfassungsgericht hat am 5. Mai 2015 für drei Rechtskreise und nur für die Berufsgruppe 
der Richter eine Entscheidung zum Inhalt und Mindestmaß einer amtsangemessenen Alimentation 
nach Art. 33 Abs. 5 GG getroffen. Dabei wurden drei Prüfungsstufen mit konkreten Kriterien für die 
Bemessung einer verfassungsgemäßen Alimentation benannt. Weiterhin hat das 
Bundesverfassungsgericht am 17.11.2015 (Az. 2 BvL 5/13) einen Beschluss zur A-Besoldung 
getroffen. Das Bundesverfassungsgericht stellt zunächst fest, dass es an den von ihm bei den für die 
sog. R-Besoldung entwickelten ableitbaren und volkswirtschaftlich nachvollziehbaren Parametern 
festhält und anhand dessen die grundsätzliche verfassungsgemäße Ausgestaltung der 
Alimentationsstruktur und das Alimentationsniveau überprüft, da diese Kriterien wegen desselben 
verfassungsrechtlichen Beurteilungsmaßstabes des Art. 33 Abs. 5 GG unzweifelhaft übertragbar ist. 
Das Verwaltungsgericht Bremen hat am 17.05.2016 in mehreren Verfahren (6K 83/14; 6K 170/14 u. 
a.) Vorlagebeschlüsse zum Bundesverfassungsgericht getroffen. Das Bundesverfassungsgericht 
möge feststellen, ob die Alimentation in der Vergangenheit in Bremen verfassungsgemäß gewesen 
sei. Über diese Beschlüsse ist bisher nicht entschieden worden, somit ist die Rechtslage unverändert. 
Zwar wurde der Tarifabschluss 2021 / 2022 inhalts- und zeitgleich übernommen, aber der bisher 
bestehende Besoldungs- bzw. Versorgungsrückstand aus den letzten Jahren nicht ausgeglichen. Es 
wird geltend gemacht, dass die Besoldungsentwicklung und damit auch die darauf beruhende 
Versorgung in einem Betrachtungszeitraum von 18 Jahren um mehr als fünf Prozentpunkte hinter der 
Entwicklung der Gehälter der Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes, des Preisindex und der 
Nominallohnentwicklung im Lande Bremen liegen dürfte und insofern eine evidente Unteralimentation 
vorliegt. Im Übrigen mache ich mir die Gründe des Vorlagebeschlusses des VG Bremen vom 17. März 
2016, Az. 6 K 170/14, zu eigen. Insbesondere weise ich darauf hin, dass den Beamten keine so 
genannten Sonderopfer zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte auferlegt werden dürfen 
(BVerfG, Urteil vom 27.09.2005, Az. 2 BvR 1387/02). Der Alimentationsgrundsatz ist verletzt, wenn 
der Gesetzgeber – wie in der Freien Hansestadt Bremen geschehen – ohne rechtfertigende Gründe 
die Besoldung und Versorgung der Beamten von der allgemeinen Wirtschafts- und 
Einkommensentwicklung abkoppelt, wenn also die finanzielle Ausstattung des Beamten greifbar hinter 
der allgemeinen Einkommensentwicklung zurück bleibt. Ich beantrage daher, den bestehenden 
Besoldungs- bzw. Versorgungsrückstandrückstand auszugleichen. 
Im Hinblick auf die Musterprozesse hat der dbb beamtenbund und tarifunion bremen am 20.06.2017 
mit dem Land Bremen eine Vereinbarung getroffen, dass bei allen eingelegten  Widersprüchen bis zur 
Entscheidung der Musterverfahren von der Einrede der Verjährung Abstand genommen wird. 
 
Mit freundlichen Grüßen 


